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1. Instanz
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2. Instanz

Aktenzeichen L 19 R 645/03
Datum 26.10.2005

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung der KlÃ¤gerin werden das Urteil des Sozialgerichts Bayreuth vom
27.10.2003 und der Bescheid der Beklagten vom 30.04.2002 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 28.10.2002 aufgehoben und die Beklagte verurteilt,
der KlÃ¤gerin ab 01.03.2002 bis 31.07.2006 Rente wegen voller Erwerbsminderung
auf Zeit und im Anschluss daran Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung
unbefristet zu gewÃ¤hren.
II. Die Beklagte trÃ¤gt die auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin beider
Instanzen.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob die KlÃ¤gerin Rente wegen Erwerbsminderung
beanspruchen kann.

Die 1964 geborene KlÃ¤gerin absolvierte in der Zeit vom 17.09.1979 bis 02.07.1981
erfolgreich eine Berufsausbildung zur BekleidungsnÃ¤herin. Sie war in diesem Beruf
von Oktober 1981 bis Januar 1983 tÃ¤tig. In der Folgezeit bestand â�� mit
Unterbrechungen â�� Arbeitslosigkeit. Vom 02.07.1990 bis 31.07.1991 war die
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KlÃ¤gerin als Kontrolleurin im Zeitschriftenversand beschÃ¤ftigt (20
Stunden/Woche). Nach dem Versicherungsverlauf der Beklagten vom 10.12.2002
sind die Monate August bis Dezember 1991 mit "Arbeitslosigkeit" gekennzeichnet.
FÃ¼r die Zeit 01.01.1992 bis 30.06.1995 sind PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r von der
Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit gemeldete Zeiten gespeichert. Danach liegen keine
weiteren rentenrechtlich relevanten Zeiten vor.

Die KlÃ¤gerin beantragte am 11.03.2002 die GewÃ¤hrung von Rente wegen
Erwerbsminderung. Die Beklagte holte Ã¤rztliche Gutachten ein, nach denen die
KlÃ¤gerin insbesondere unter folgenden GesundheitsstÃ¶rungen leide:
EingeschrÃ¤nktes Steh- und GehvermÃ¶gen mit dem linken Bein bei
HÃ¼ftdysplasie und VerschleiÃ�, wiederkehrende WirbelsÃ¤ulenbeschwerden bei
erheblicher Fehlstatik und Muskelverspannung sowie frÃ¼hkindliche
HirnschÃ¤digung. Die KlÃ¤gerin sei zum Zeitpunkt der Antragstellung nur noch in
der Lage gewesen, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt leichte TÃ¤tigkeiten in
wechselnder KÃ¶rperhaltung drei- bis unter sechsstÃ¼ndig zu verrichten. Im Falle
einer prothetischen Versorgung der HÃ¼ftdysplasie sei mit einer Verbesserung des
LeistungsvermÃ¶gens zu rechnen (Empfehlung einer Befristung bis 31.03.2004).
Den Antrag lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 30.04.2002 und
Widerspruchsbescheid vom 28.10.2002 ab. Zwar sei davon auszugehen, dass die
KlÃ¤gerin seit Antragstellung und zeitlich begrenzt bis 31.03.2004
erwerbsgemindert sei. Allerdings seien die besonderen versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen fÃ¼r eine RentengewÃ¤hrung nicht erfÃ¼llt, da in dem
maÃ�geblichen Zeitraum vom 11.03.1997 bis 10.03.2002 keine
Pflichtbeitragszeiten enthalten seien.

Zur BegrÃ¼ndung der dagegen zum Sozialgericht Bayreuth (SG) erhobenen Klage
fÃ¼hrte die KlÃ¤gerin unter Hinweis auf Ã¤rztliche Bescheinigungen aus, dass die
Erwerbsminderung nicht erst im Zeitpunkt der Antragstellung sondern bereits im
Jahre 1997 eingetreten sei.

Das SG zog die Versichertenakten der Beklagten und die Akten des Amtes fÃ¼r
Versorgung und FamilienfÃ¶rderung B. (AVF) bei. Befundberichte und Unterlagen
holte es vom behandelnden Allgemeinarzt V. und vom OrthopÃ¤den Dr.K. ein. Die
Beklagte teilte dem SG mit, dass die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen
letztmals bei Eintritt des Leistungsfalls am 31.07.1997 erfÃ¼llt gewesen wÃ¤ren.

Das SG ernannte den Internisten und Sozialmediziner Dr.T. zum gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen (Guachten vom 27.10.2003). Dr.T. stellte fest, dass seit dem
11.03.2002 ein drei- bis unter sechsstÃ¼ndiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte
TÃ¤tigkeiten bestehe. Auf Befragen in der mÃ¼ndlichen Verhandlung am
27.10.2003 ergÃ¤nzte der SachverstÃ¤ndige, dass nach den vorliegenden
Ã¤rztlichen Unterlagen keine Anhaltspunkte fÃ¼r eine RÃ¼ckdatierung des Eintritts
des Leistungsfalls auf Juli 1997 bestÃ¼nden. Mit Urteil vom 27.10.2003 hat das SG
die Klage gewiesen. Die KlÃ¤gerin habe im Zeitpunkt des letztmaligen Vorliegens
der versicherungsrechtlichen Voraussetzungen die medizinischen Voraussetzungen
der Erwerbsminderung nicht erfÃ¼llt.
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Hiergegen richtet sich die Berufung der KlÃ¤gerin, mit der sie daran festhÃ¤lt, dass
ihr LeistungsvermÃ¶gen spÃ¤testens im Juli 1997 in rentenberechtigendem
AusmaÃ� abgesunken sei. Der Senat hat die Akten des SG, die Versichertenakten
der Beklagten, die Akten des AVF und die Krankenakte der Bezirksklinik R.
beigezogen sowie von Dr.K. Befundberichte mit Unterlagen eingeholt. Sodann hat
der Senat den Internisten und Arbeits- und Sozialmediziner Dr.M. zum gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen bestellt, der nach Aktenlage das Gutachten vom 24.05.2005
und die ergÃ¤nzende Stellungnahme vom 27.07.2005 erstellt hat. Das
LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin sei in erster Linie durch eine GehÃ¶rlosigkeit,
ein hirnorganisches Psychosyndrom und eine Dysplasiecoxarthrose links mit
BeinverkÃ¼rzung und WirbelsÃ¤ulenbeschwerden beeintrÃ¤chtigt. Infolge einer in
der Kindheit durchgemachten EntzÃ¼ndung des Gehirns und der HirnhÃ¤ute leide
die KlÃ¤gerin unter einer SchÃ¤digung des HÃ¶rsinns, einer
HirnleistungsschwÃ¤che sowie einer verminderten nervlich-seelischen
Belastbarkeit. Hinsichtlich des linksseitigen HÃ¼ftgelenksleidens
(Dysplasiecoxarthrose) sei davon auszugehen, dass Ende der 70er Jahre â�� also
vor Eintritt in das Erwerbsleben â�� die damit einhergehenden funktionellen
EinschrÃ¤nkungen noch gering ausgeprÃ¤gt gewesen seien. Aus den
RÃ¶ntgenbefunden und den Ã¤rztlichen Aufzeichnungen ergebe sich jedoch, dass
bis 1998 eine gravierende Verschlechterung eingetreten sei. Hieraus sei zu
schlieÃ�en, dass das AusmaÃ� der LeistungseinschrÃ¤nkungen von Seiten der
linken HÃ¼fte auch schon im Juli 1997 sehr ausgeprÃ¤gt und mit den vom
Ã¤rztlichen Dienst der Beklagten im Jahr 2002 festgestellten EinschrÃ¤nkungen
vergleichbar gewesen sei. Bei den WirbelsÃ¤ulenbeschwerden handele es sich um
solche fehlstatisch-funktionell bedingter Art auf Grund der HÃ¼ftgelenkserkrankung
und der BeinverkÃ¼rzung. Auch hier habe im Juli 1997 ein Zustand bestanden, der
mit demjenigen vergleichbar sei, der nach Ã�berzeugung des Ã¤rztlichen Dienstes
der Beklagten die Anerkennung einer Erwerbsminderung gerechtfertigt habe. Dr.M.
kam zum Schluss, dass die KlÃ¤gerin bereits im Juli 1997 nur noch in der Lage
gewesen sei, einer ArbeitstÃ¤tigkeit von mindestens vier aber weniger als sechs
Stunden tÃ¤glich nachzugehen. Zumutbar seien nur noch leichte TÃ¤tigkeiten unter
Einhaltung bestimmter qualitativer EinschrÃ¤nkungen.

Die KlÃ¤gerin sieht sich durch die AusfÃ¼hrungen des Dr.M. in ihrer Auffassung
bestÃ¤tigt und verweist ergÃ¤nzend auf den Bericht des Allgemeinarztes V. vom
24.04.2003. Dieser habe bereits im Jahre 1997 (richtig: 1996) ein vÃ¶llig gestÃ¶rtes
Gangbild mit erheblicher GehstreckenverkÃ¼rzung dokumentiert.

Die KlÃ¤gerin beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Bayreuth vom 27.10.2003
und den Bescheid der Beklagten vom 30.04.2002 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 28.10.2002 aufzuheben und die Beklagte zu
verpflichten, bei der KlÃ¤gerin den Leistungsfall der ErwerbsunfÃ¤higkeit auf Zeit
im Juli 1997 anzuerkennen und die Beklagte zu verurteilen, Rente wegen voller
Erwerbsminderung auf Zeit ab dem 01.03.2002 zu zahlen und anschlieÃ�end Rente
wegen teilweiser Erwerbsminderung auf Dauer zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.
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Die Beklagte ist der Auffassung, dass entgegen den AusfÃ¼hrungen des Dr.M. eine
RÃ¼ckdatierung des Leistungsfalls auf Juli 1997 aufgrund der allein vorliegenden
rÃ¶ntgenologischen Befunde nicht gerechtfertigt sei.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf die beigezogenen Akten sowie auf die
Gerichtsakten der ersten und zweiten Instanz Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -) ist zulÃ¤ssig. Sie erweist sich auch als begrÃ¼ndet.
Das Urteil des SG ist aufzuheben, denn es hat zu Unrecht die Klage gegen den
Bescheid vom 30.04.2002 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
28.10.2002 abgewiesen. Die Bescheide sind rechtswidrig, da die KlÃ¤gerin ab dem
01.03.2002 Rente wegen voller Erwerbsminderung befristet bis zum 31.07.2006
und im Anschluss Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung unbefristet
beanspruchen kann.

Der Anspruch der KlÃ¤gerin richtet sich nach Â§ 43 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch
(SGB VI) in der ab dem 01.01.2001 geltenden Fassung, da der Antrag auf
Leistungen erst im MÃ¤rz 2002 gestellt wurde (Â§ 300 Abs 1 SGB VI). Nach Â§ 43
SGB VI haben Versicherte bis zur Vollendung des 65. Lebensjahrs Anspruch auf
Rente wegen teilweiser (voller) Erwerbsminderung, wenn sie: 1. teilweise (voll)
erwerbsgemindert sind, 2. in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der
Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤fti
gung oder TÃ¤tigkeit haben und 3. vor Eintritt der Erwerbsminderung die
allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben (Â§ 43 Abs 1 Satz 1 und Abs 2 Satz 1). Voll
erwerbsgemindert ist nach Abs 2 Satz 2 der genannten Vorschrift ein Versicherter,
der wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande ist,
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Ferner ist auch dann volle
Erwerbsminderung anzunehmen, wenn das LeistungsvermÃ¶gen zwar nur auf unter
sechs Stunden abgesunken, gleichzeitig jedoch der Teilzeitarbeitsmarkt
verschlossen ist.

Im Anschluss an die von der Beklagten im Verwaltungsverfahren eingeholten
Gutachten geht der Senat davon aus, dass die KlÃ¤gerin auf dem allgemeinen
Arbeitmarkt fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten in wechselnder KÃ¶rperhaltung nur noch drei-
bis unter sechsstÃ¼ndig einsetzbar ist. Die ErwerbsfÃ¤higkeit wird im Wesentlichen
durch eine GehÃ¶rlosigkeit, ein hirnorganisches Psychosyndrom, eine
Dysplasiecoxarthrose links mit BeinverkÃ¼rzung und WirbelsÃ¤ulenbeschwerden
beeintrÃ¤chtigt. Trotz der in das Erwerbsleben mit eingebrachten GehÃ¶rlosigkeit,
der damit zusammenhÃ¤ngenden Sprachbehinderung und der
LeistungsbeeintrÃ¤chtigungen auf Grund des hirnorganischen Psychosyndroms war
die KlÃ¤gerin in der Lage, als BekleidungsnÃ¤herin und Kontrolleurin in gewisser
RegelmÃ¤Ã�igkeit einer ErwerbstÃ¤tigkeit nachzugehen und ein mehr als nur
geringfÃ¼giges Einkommen zu erzielen. Nach Dr.M. waren die
LeistungseinschrÃ¤nkungen aufgrund der Dysplasiecoxarthrose zu Beginn des
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Erwerbslebens nur gering ausgeprÃ¤gt und haben sich dann einschlieÃ�lich der
damit einhergehenden WirbelsÃ¤ulenbeschwerden Ã¼ber die Jahre kontinuierlich
verschlechtert.

Zwar lagen bei Rentenantragstellung die medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r den
Versicherungsfall der Erwerbsminderung vor, jedoch hatte die KlÃ¤gerin in den
letzten fÃ¼nf Jahren vor diesem Zeitpunkt nicht drei Jahre mit PflichtbeitrÃ¤gen
fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit belegt. In dem
entsprechenden Zeitraum vor der Rentenantragstellung (11.03.1997 bis
10.03.2002) kann die KlÃ¤gerin keine PflichtbeitrÃ¤ge aufweisen. Allerdings ist der
Senat davon Ã¼berzeugt, dass der Versicherungsfall der Erwerbsminderung am
31.07.1997 eingetreten ist. Zu diesem Zeitpunkt hatte die KlÃ¤gerin die
Voraussetzungen der Drei-FÃ¼nftelbelegung noch erfÃ¼llt.

Dass die Erwerbsminderung am 31.07.1997 eingetreten ist, ergibt sich aus den
Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen des Dr.M. in seinem Gutachten vom 24.05.2005.
Hinsichtlich der HÃ¼ftgelenkserkrankung ist davon auszugehen, dass bereits im Juli
1997 das AusmaÃ� der LeistungseinschrÃ¤nkungen deutlich ausgeprÃ¤gt und mit
dem im Verwaltungsverfahren festgestellten AusmaÃ� vergleichbar war. Der
Ã¤rztliche Dienst der Beklagten hatte festgestellt, dass das linke Bein gegenÃ¼ber
dem rechten Bein deutlich verschmÃ¤chtigt und verkÃ¼rzt (um 4 cm) war und in
leichter Innenrotation gehalten wurde. Die BewegungsausmaÃ�e im linken
HÃ¼ftgelenk waren in allen Ebenen gegenÃ¼ber rechts deutlich eingeschrÃ¤nkt
und die Bewegungen endgradig insgesamt schmerzhaft. Der Gang mit angezogenen
Schuhen mit HÃ¶henausgleich links von 3,5 cm und unter Zuhilfenahme einer
Gehhilfe wurde als linkshinkend, "insgesamt jedoch ausreichend flÃ¼ssig"
beschrieben. Der BarfuÃ�gang erfolgte teilweise im Zehenspitzengang links. In
Ã�bereinstimmung mit diesem klinischen Befund standen die rÃ¶ntgenologischen
Befunde aus dieser Zeit (Februar 2000 und Dezember 2003). Diese zeigen ein
massiv zerstÃ¶rtes linkes HÃ¼ftgelenk.

Die AusfÃ¼hrungen des Dr.M. lassen keinen Zweifel daran, dass seit Ende der 70er
Jahre eine deutliche Verschlechterung des HÃ¼ftgelenksleidens eingetreten ist.
ZunÃ¤chst waren die rÃ¶ntgenologischen und die funktionellen EinschrÃ¤nkungen
nur gering ausgeprÃ¤gt (Berichte Dr.T. vom 14.08.1978 und 19.08.1980). Die
gravierende Verschlimmerung dieses Leidens bis zur zweiten HÃ¤lfte der 90er Jahre
ergibt sich in erster Linie aus den RÃ¶ntgenbefunden. Die 1980 noch erhaltene
linksseitige Gelenkpfanne war im Jahr 1998 rÃ¶ntgenologisch nicht mehr nach
weisbar, es hatte sich stattdessen eine so genannte SekundÃ¤rpfanne ausgebildet
(Bericht Dr.K. vom 02.02.2005 â�� RÃ¶ntgenbefund vom 30.10.1998). Nach Dr.M.
ist es nicht im Geringsten zweifelhaft, dass mit dem Voranschreiten der
rÃ¶ntgenologischen VerÃ¤nderungen eine wesentliche Zunahme der Beschwerden
und der funktionellen EinschrÃ¤nkungen fÃ¼r die KlÃ¤gerin verbunden war. Zwar
fehlen klinische Untersuchungsbefunde, so dass nur der RÃ¼ckschluss aus den
rÃ¶ntgenologischen VerÃ¤nderungen verbleibt. Allerdings beschreibt auch der
Allgemeinarzt V. , der die KlÃ¤gerin seit August 1997 hausÃ¤rztlich betreut, dass
rÃ¼ckblickend seit Beginn der hausÃ¤rztlichen Betreuung keine wesentliche
Ã�nderung bezÃ¼glich der Gesamtproblematik von Seiten der HÃ¼fte zu erkennen
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war (Bericht vom 24.04.2003). DarÃ¼ber hinaus fÃ¼hrt Dr.M. Ã¼berzeugend aus,
dass die fehlstatisch-funktionell bedingten WirbelsÃ¤ulenbeschwerden auf die
HÃ¼ftgelenkserkrankung zurÃ¼ckzufÃ¼hren sind und â�� bei vergleichbarem
Zustand der HÃ¼ftgelenkserkrankung im Jahre 1997 mit dem Zustand zum
Zeitpunkt der Rentenbegutachtung im Jahre 2002 â�� die
WirbelsÃ¤ulenbeschwerden bereits im Jahr 1997 in vergleichbarem Umfang die
LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin eingeschrÃ¤nkt haben.

Dagegen lÃ¤sst sich entgegen der Beklagten nicht anfÃ¼hren, dass aus der Zeit
nach 1980 bis 2002 klinische Untersuchungsbefunde nach MaÃ�gabe einer exakten
Funktionsanalyse fehlen. Richtig ist, dass aus rÃ¶ntgenologisch erkennbaren
VerÃ¤nderungen nicht stets auf das Vorliegen von FunktionseinbuÃ�en oder einer
Leistungsminderung geschlossen werden kann. Allerdings steht auÃ�er Zweifel,
worauf Dr.M. zutreffend in seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 27.07.2005
hinweist, dass im Falle eines vÃ¶lligen Aufbrauchs der HÃ¼ftpfanne und der
Ausbildung einer so genannten SekundÃ¤rpfanne hieraus regelhaft erhebliche
funktionelle EinschrÃ¤nkungen resultieren.

Die vorliegende Befunde sind auch nicht â�� wie die Beklagte meint â��
widersprÃ¼chlich. Die Beklagte verweist auf den Befundbericht des Dr.K. vom
09.04.2003. Dort wird zur Anamnese wiedergegeben, dass " â�¦ sich die
Beschwerden im Bereich der HÃ¼ftregion links nur leicht gebessert hÃ¤tten â�¦ Die
Gehstrecke sei nicht eingeschrÃ¤nkt, kein Ruhe- oder Anlaufschmerz". Nach
Auffassung der Beklagten stimme dies nicht mit dem Bericht des Allgemeinarztes V.
vom 24.04.2003 Ã¼berein, der fÃ¼r die Zeit ab 1996 ein vÃ¶llig gestÃ¶rtes
Gangbild der KlÃ¤gerin und eine GehfÃ¤higkeit von bestenfalls wenigen 100 Metern
beschreibe.

Hierzu fÃ¼hrt Dr.M. in seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme aus, dass sich die
betreffenden Befundangaben des Dr.K. nicht auf das linke HÃ¼ftgelenk sondern auf
das rechte Kniegelenk bezogen, auf das die KlÃ¤gerin zuvor gestÃ¼rzt war. Dies
ergibt sich aus einem weiteren Befundbericht des Dr.K. vom 02.02.2005, in dem die
im Bericht vom 09.04.2003 getroffenen Angaben zur Anamnese nach
Behandlungsdatum geordnet dargestellt werden. Unter dem Datum 23.02.1999 ist
die Eintragung zu finden, dass sich die KlÃ¤gerin aufgrund von Beschwerden im
Bereich des rechten Kniegelenks und im Bereich des linken Armes vorgestellt hat.
Der Eintragung vom 02.11.1999 ist zu entnehmen: "Beschwerden in der Knieregion
rechts nach einem Sturz im Februar. Gehstrecke nicht eingeschrÃ¤nkt, kein Ruhe-
und Anlaufschmerz." Mithin sind die Angaben zur Gehstrecke im Zusammenhang
mit den Kniegelenksbeschwerden zu sehen. Unbehelflich sind die Ã�uÃ�erungen der
Beklagten zur ergÃ¤nzenden Stellungnahme des Dr.M. , da der Ã¤rztliche Dienst der
Beklagten in seiner Stellungnahme vom 01.09.2005 auf den von Dr.M. gegebenen
Hinweis, dass der Bericht des Dr.K. vom 09.04.2003 in Zusammenhang mit dem
Bericht vom 02.02.2005 zu sehen sei, nicht eingeht.

Die KlÃ¤gerin hat auch die erforderliche allgemeine Wartezeit von 60
Kalendermonaten erfÃ¼llt und zwar im April 1992 (Â§ 50 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGB VI).
Allerdings ist zu berÃ¼cksichtigen, dass fÃ¼r die ErfÃ¼llung der Wartezeit nur die
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vor Eintritt des Versicherungsfalls zurÃ¼ckgelegten rentenrechtlichen Zeiten in
Betracht kommen. Demnach wÃ¤ren bei einem Eintritt der Erwerbsminderung vor
April 1992 die Voraussetzungen des Â§ 43 Abs 1 Satz 1 Nr 3 SGB VI nicht erfÃ¼llt.
Auf eine vorzeitige WartezeiterfÃ¼llung nach Â§ 53 Abs 2 Satz 1 SGB VI in der bis
31.12.2000 gÃ¼ltigen Fassung bei Eintritt der ErwerbsunfÃ¤higkeit bis 31.03.1992
kann nicht abgestellt werden, da die Sechsjahresfrist nach Beendigung der
Ausbildung bereits am 03.07.1987 abgelaufen war. Ebenso scheidet eine vorzeitige
WartezeiterfÃ¼llung nach Â§ 245 Abs 2, 3 SGB VI (bei Eintritt der
Erwerbsminderung bis 31.12.1991) aus, da insbesondere die KlÃ¤gerin nicht wegen
eines Unfalls erwerbsunfÃ¤hig geworden ist (Â§ 245 Abs 3 Nr 1 SGB V).

Allerdings geht der Senat nicht davon aus, dass in der Zeit bis MÃ¤rz 1992 der
Versicherungsfall der ErwerbsunfÃ¤higkeit bzw Erwerbsminderung eingetreten ist.
Zwar fÃ¼hrt Dr.M. in seinem Gutachten aus, dass nach den RÃ¶ntgenbefunden eine
Verschlechterung des HÃ¼ftgelenksleidens in der Zeit vom Ende der 70er Jahre bis
1998 eingetreten ist. Gegen eine Leistungsminderung bis MÃ¤rz 1992 spricht
jedoch, dass die KlÃ¤gerin in der Zeit vom 02.07.1990 bis 31.07.1991 eine
versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung als ungelernte Arbeiterin (Kontrolleurin im
Zeitschriftenversand) verrichtet hat. Diese BeschÃ¤ftigung hat sie aufgrund der
Betriebsaufgabe ihres Arbeitgebers und nicht aus gesundheitlichen GrÃ¼nden
aufgegeben. Auch wenn die KlÃ¤gerin die TÃ¤tigkeit dem zeitlichen Umfang nach
nur halbtags (20 Stunden/ Woche) ausgeÃ¼bt hat, zeigt die regelmÃ¤Ã�ige
ErwerbstÃ¤tigkeit und das Erzielen von mehr als nur geringfÃ¼gigen EinkÃ¼nften
die damalige ErwerbsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin. Anhaltspunkte fÃ¼r eine
BeschÃ¤ftigung auf Kosten der Gesundheit oder eine nur vergÃ¶nnungsweise
AusÃ¼bung liegen nicht vor. HierfÃ¼r wÃ¤re die Beklagte auch beweispflichtig,
wenn sie sich darauf berufen wollte.

Der dem Zeitraum 01.08.1991 bis 31.12.1991 im Versicherungsverlauf zugeordnete
ErklÃ¤rungstext deutet darauf hin, dass die KlÃ¤gerin in dieser Zeit noch
erwerbsfÃ¤hig war. Die ausgedruckte Bezeichnung "Arbeitslosigkeit" weist auf das
Vorliegen von Anrechnungszeiten wegen Arbeitslosigkeit nach Â§ 58 Abs 1 Nr 3 SGB
VI hin. Entsprechend der ab 01.01.1992 geltende Rechtslage, nach der Zeiten des
Bezuges von Arbeitslosengeld oder -hilfe Pflichtbeitragszeiten sind (Â§ 3 Satz 1 Nr 3
SGB VI), sind die von der KlÃ¤gerin ab 01.01.1992 zurÃ¼ckgelegten Zeiten als
PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r Entgeltersatzleistungen der Arbeitsverwaltung ausgewiesen.
Eine Anrechnungszeit und der Bezug von Arbeitslosengeld oder -hilfe setzen
zumindest voraus, dass der Arbeitssuchende arbeitsfÃ¤hig ist und der
Arbeitsvermittlung zur VerfÃ¼gung steht (Â§Â§ 101 Abs 1 S 1, 103
ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz (- AFG -). Eine mÃ¶gliche BeschrÃ¤nkung der Arbeitszeit
(Teilzeit) steht der VerfÃ¼gbarkeit nicht entgegen (Â§ 103 Abs 1 Satz 2 AFG). Im
Ergebnis lassen die ErklÃ¤rungstexte im Versicherungsverlauf daher nicht darauf
schlieÃ�en, dass in der Zeit bis MÃ¤rz 1992 der Versicherungsfall der
ErwerbsunfÃ¤higkeit eingetreten ist.

Nach alledem liegt infolge des nur noch vier- bis unter sechsstÃ¼ndigen
LeistungsvermÃ¶gens teilweise Erwerbsminderung im Sinne des Â§ 43 Abs 1 Satz 1
Nr 1 und Satz 2 SGB VI vor. Ausgehend von einem Leistungsfall der teilweisen
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Erwerbsminderung am 31.07.1997 erfÃ¼llt die KlÃ¤gerin auch die besonderen
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen. Damit kann die KlÃ¤gerin die
GewÃ¤hrung einer Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung beanspruchen und
zwar unbefristet, da nach den AusfÃ¼hrungen des Dr.M. nicht von einer Besserung
der eingeschrÃ¤nkten ErwerbsfÃ¤higkeit auszugehen ist. Aufgrund der konkreten
Betrachtungsweise der Arbeitsmarktsituation besteht ein zeitlich befristeter
Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller Erwerbsminderung.
RÃ¼ckblickend ist davon auszugehen, dass der KlÃ¤gerin ein geeigneter
Teilzeitarbeitsplatz nicht hÃ¤tte angeboten werden kÃ¶nnen. Der Nachweis
konkreter VermittlungsbemÃ¼hungen ist nicht erforderlich (BSG SozR 3-5750 Art 2
Â§ 6 Nr 10). Die Rente wegen voller Erwerbsminderung beginnt am 01.03.2002 und
endet am 31.07.2006, anschlieÃ�end steht Rente wegen teilweiser
Erwerbsminderung zu.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision sind nicht ersichtlich (Â§ 160 Abs 2 Nrn 1
und 2 SGG).

Erstellt am: 07.12.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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